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In diesem Rückblick informiere ich über die a.o. Session zur CS, 
die Sonder-/Sommersession & andere wichtige pol. Entwicklungen
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Eine typische Sessionswoche besteht nicht nur aus Ratsdebatten, 
sondern auch aus Fraktions- und Informationstreffen
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Montag

14:30 – 19 Uhr
(gelegentlich 

Abendsitzung bis 
21 Uhr)

Nationalratssitzung
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Der Nationalrat wird durch einen Vertreter der Mitte präsidiert, 
die Vizepräsidenten vertreten die SP und die FDP
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Stärke der Fraktionen im 
Nationalrat

SVP: 55

SP: 39

Die Mitte: 31

Grüne: 30

FDP: 29

GLP: 16

Quelle: www.parlament.ch

Präsident (Mitte)

1. Vizepräsident (SP)

8 Stimmenzähler

2. Vizepräsidentin (FDP)
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Der Ständerat wird durch eine Vertreterin der Mitte präsidiert, 
die Vizepräsidenten vertreten die SP und die Grünen
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Stärke der Fraktio-
nen im Ständerat

Die Mitte: 14

FDP: 12

SVP: 8

SP: 6

Grüne: 5

GLP: -

2. Vizepräsidentin (Grüne)

1. Vizepräsidentin (SP)

Stimmenzähler (FDP)

Quelle: www.parlament.ch
Präsidentin (Mitte)

SVP neu drittstärkste 
Kraft im Ständerat
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Die untenstehenden Geschäfte sind die bedeutendsten der Sonder-/ 
Sommersession und werden nachfolgend vertieft behandelt

 Volksabstimmung vom 18. Juni 2023

 23.427 PUK zur Credit Suisse

 23.404 Teuerungsausgleich; 23.007 Asylcontainer (Nachtrag zum Voranschlag 2023)

 23.3200, 23.3074, 22.4397, 23.3072, 23.3073 Keine Verschärfungen im Asylwesen

 23.402 Kriegsmaterialgesetz; 23.025 Armeebotschaft 2023; 22.072 KFOR/Swisscoy

 23.032 Nationalstrassen: Zahlungsrahmen 2024-2027 und Ausbauschritt 2023

 18.077 Raumplanungsgesetz. Teilrevision. 2. Etappe

 17.400 Abschaffung Eigenmietwert

 21.047 Sichere Stromversorgung mit erneuerbaren Energie (Mangelerlass)

 22.054 Für eine sichere und nachhaltige Altersvorsorge (Renteninitiative). Volksinitiative

 Diverse weitere Geschäfte
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48 Stunden nach Annahme des Stromfresser-Gesetzes gibt der 
VSE bekannt, dass die Strompreise 2024 um ~12% steigen werden

9

1 Volksabstimmung vom 18. Juni 2023
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Auch die OECD-Vorlage und das Covid-Gesetz werden 
angenommen – Tagesanzeiger fordert Aufarbeitung der Pandemie
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1 Volksabstimmung vom 18. Juni 2023
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PUK zur Untersuchung der Verantwortlichkeiten der Behörden 
und Organe rund um die Credit Suisse Notfusion mit der UBS
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2 23.427 PUK zur Credit Suisse

 Beide Räte verabschiedeten das 
Mandat für eine parlamentarische 
Untersuchungskommission (PUK) zur 
Untersuchung der 
Verantwortlichkeiten der Behörden 
und Organe rund um die Credit Suisse 
Notfusion mit der UBS.

 Ziel der PUK ist es die 
Geschäftsführung der letzten Jahre 
des Bundesrates, der 
Bundesverwaltung und andere Träger 
von Aufgaben des Bundes im 
Zusammenhang mit der Notfusion zu 
untersuchen.

 Die PUK besteht aus 7 Nationalräten 
und 7 Ständeräten und erhält ein 
Budget von 5 Millionen Franken. 

Quelle: Blick vom 14. Juni 2023
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Der Ständerat zwingt den Bundesrat zum Sparen: 
Teuerungsausgleich und Asylcontainer werden abgelehnt
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3 23.404 Teuerungsausgleich für Ratsmitglieder; 23.007 Voranschlag 2023. Nachtrag I (Asylcontainer)
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Nur die SVP bekämpft das Asyl-Chaos! Die anderen Parteien 
lehnen – trotz Asyl-Chaos – Verschärfungen im Asylwesen ab 
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4 23.3200, 23.3074, 22.4397, 23.3072, 23.3073 Keine Verschärfungen im Asylwesen

 Die Asyl-Politik ist gescheitert: Es kommen zu viele und die Falschen. Die meisten von ihnen sind 
keine Flüchtlinge, sondern Asylmigranten, die unser System ausnützen. Einmal mehr ist die SVP die 
einzige Fraktion im Bundeshaus, die das Asyl-Chaos wirksam stoppen will.

 Statt die Asyl-Migration zu stoppen, will die zuständige Bundesrätin Elisabeth Baume-Schneider noch 
mehr Asylanten direkt einfliegen (Resettlement-Programm). Die Kosten und Probleme schiebt sie den 
Gemeinden und der Bevölkerung zu.

 Die Bundeshausfraktion der SVP bekämpft das Asyl-Chaos mit folgenden Vorstössen:
1) Aussetzung des Resettlement-Programms 2024/2025 (23.3072/23.3096);
2) Rückführungsoffensive und konsequente Ausweisung von Straftätern und Gefährdern 

(23.3073/23.3082);
3) Transitzonen zur Durchführung sämtlicher Asylverfahren gemäss Artikel 22 AsylG – so wie dies 

die EU an ihren Aussengrenzen einführen will (22.4397/23.3086);
4) Dubliner Asylabkommen wird vertragsgemäss durchgesetzt (23.3200/23.3211);
5) Massnahmen gemäss Artikel 55 AsylG (Ausnahmesituationen) und Artikel 25 ff. Schengener 

Grenzkodex (23.3074/23.3085).
 Im Nationalrat haben die anderen Parteien echte Lösungen wie die Durchführung von Asylverfahren 

an der Landesgrenze oder in Drittstaaten verweigert und sämtliche Vorstösse der SVP abgelehnt.
 Im Ständerat wurde zwar der Aussetzung des Resettlement-Programms 2024/2025 zugestimmt. 

Trotzdem beschloss der Bundesrat am Tag darauf, dieses bald wieder aufzunehmen.
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Die immerwährende, bewaffnete & umfassende Neutralität ist unter 
Druck – schon 1998 warnte Christoph Blocher vor deren Aufgabe
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5 23.402 Kriegsmaterialgesetz; 23.025 Armeebotschaft 2023; 22.072 KFOR/Swisscoy

 Der Ständerat möchte die Regeln für Waffenexporte der 
Schweiz lockern und eine Verfalldauer nach fünf Jahren für die 
Nichtwiederausfuhr-Erklärungen von Schweizer Waffenexporten 
einführen, um indirekte Waffenexporte in die Ukraine zu 
ermöglichen. Dies wäre eine krasse Verletzung der Schweizer 
Neutralität. 

 Im Kontext der Armeebotschaft billigte das Parlament weiter den 
Verkauf von 25 Leopard 2 Kampfpanzern nach Deutschland. 
Damit soll die deutsche Bundeswehr ihre Panzer ersetzen, 
welche sie an die Ukraine weitergegeben hat. Somit würde die 
Schweiz auch hier eine indirekte Waffenlieferung an die Ukraine 
erlauben. 

 Schliesslich soll, gemäss der Botschaft zur Verlängerung des 
Swisscoy-Einsatzes im Kosovo, auch auf eine verstärkte 
Zusammenarbeit mit der Nato hingewirkt werden. Eine 
Annäherung an die Nato und die EU-Sicherheitspolitik würde die 
Aufgabe der immerwährenden, bewaffneten und umfassenden 
Neutralität bedeuten. Zudem ist es nach 24 Jahren höchste Zeit, 
die Schweizer Truppen endlich aus dem Kosovo abzuziehen.  
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Der Nationalrat spricht 8,8 Milliarden Franken für den Unterhalt 
und Betrieb der Nationalstrassen für die Periode 2024 bis 2027 
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6 23.032 Nationalstrassen: Zahlungsrahmen 2024-2027 und Ausbauschritt 2023

 Der Nationalrat stimmte dem 
Zahlungsrahmen von 8,8 Milliarden 
Franken für den Unterhalt und Betrieb der 
Nationalstrassen für die Periode 2024 bis 
2027 zu. 

 Laut den Verkehrsprognosen des Bundes 
werden bis 2040 rund 20 Prozent des 
schweizerischen Nationalstrassennetzes
regelmässig überlastet sein, falls keine 
Gegenmassnahmen getroffen werden. 

 Deshalb sind weitere 4 Milliarden 
Franken für den Ausbauschritt 2023 
beantragt. Darin sind mehrere 
Engpassbeseitigungen beim 
bestehenden Nationalstrassennetz
enthalten. Der Nationalrat hat die Vorlage 
deutlich mit 122 zu 67 Stimmen 
angenommen. Das Geschäft kommt im 
Herbst in den Ständerat.
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Zum Bauen ausserhalb der Bauzonen soll es keine zusätzlichen 
Ausnahmen geben
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7 18.077 Raumplanungsgesetz. Teilrevision. 2. Etappe

 Im zweiten Anlauf hat der Nationalrat das 
revidierte Raumplanungsgesetz als indirekten 
Gegenvorschlag zur Landschaftsinitiative 
angenommen (18.077).

 Die Initiative will die Trennung von Baugebiet 
und Nicht-Baugebiet in die Verfassung 
schreiben. 

 Herzstück der Gesetzesrevision ist ein 
Stabilisierungsziel. Die Kantone müssen im 
Richtplan festlegen, wie sie ausserhalb der 
Bauzone die Zahl der Gebäude und das 
Ausmass der Versiegelung stabil halten wollen. 
Sie müssen dem Bund regelmässig Bericht 
erstatten und falls nötig Anpassungen 
vornehmen. Bau-Ausnahmen ausserhalb von 
Baugebieten könnten neu die Kantone regeln. 
Diese Zuständigkeit der Kantone ermöglicht 
massgeschneiderte Lösungen. 

 Die Differenzen gehen zurück an den Ständerat.
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Das Parlament nimmt bei der Abschaffung des Eigenmietwerts die 
Zügel selbst in die Hand
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8 17.400 Abschaffung Eigenmietwert

 Nachdem der Ständerat den Eigenmietwert nur auf 
selbstbewohntes Wohneigentum abschaffen wollte, entschied 
der Nationalrat, die Abschaffung des Eigenmietwertes auch auf 
Zweitliegenschaften auszudehnen. Die grosse Kammer nahm 
die Vorlage mit 109 zu 75 Stimmen bei 8 Enthaltungen in der 
Gesamtabstimmung gegen den Widerstand von Links-Grün an. 
Das Geschäft geht zurück an den Ständerat.

 Medienmitteilung vom 20. Juni: WAK-S hält an Ständerats-
beschlüssen fest. In der Frage der Besteuerung vorwiegend 
selbstgenutzter Zweitwohnungen hält sie mit 8 zu 4 Stimmen   
bei 1 Enthaltung daran fest, einen Systemwechsel vorerst nur  
für den Erstwohnsitz vorzunehmen. Die Mehrheit argumentiert 
mit den finanziellen Einbussen, die ein vollständiger 
Systemwechsel für die Tourismuskantone zur Folge hätte, 
während die Minderheit die Verwaltungsökonomie stärker 
gewichtet und deshalb für einen konsequenten Systemwechsel 
plädiert. Auch beim Schuldzinsenabzug will die Kommission 
beim Entscheid des Ständerates bleiben und Abzüge bis zu  
70% der steuerbaren Vermögenserträge zulassen.
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Mit dem Energie-Mantelerlass soll die Produktion von Wind-
und Solarenergie im Inland erhöht werden – zu welchem Preis?

18

9 21.047 Sichere Stromversorgung mit erneuerbaren Energie (Mantelerlass)

 Der Ständerat schloss seine zweite Beratung des Energie-Mantelerlasses ab. 
 Der Ständerat sprach sich auch dafür aus, dass Gebiete, die sich für die Nutzung von Solar- und 

Windenergie eignen, in den kantonalen Richtplänen ausgeschieden werden sollen. Die Anlagen 
müssen aber standortgebunden und deren Bedarf muss ausgewiesen sein. In diesen Fällen soll die 
Nutzung der Solar- und Windenergie Vorrang haben gegenüber anderen nationalen Interessen. 

 Weiter können neu zur Erreichung der Produktions- und Importziele sowie bei einer drohenden 
Mangellage die Betreiber von Wasserkraftwerken verpflichtet werden, ihre Stromproduktion befristet 
zu erhöhen. Gelten würden nur noch die minimalen Restwassermengen nach aktuellem Ge-
wässerschutzgesetz. 

 Weiter beschloss der Ständerat eine Solarpflicht auf Gebäuden ab einer Fläche von 300 
Quadratmetern. Es handelt sich weiterhin um einen starken Eingriff ins Privateigentum und die Hoheit 
der Kantone. 

 Der Energie-Mantelerlass soll im 
Herbst 2023 von den Räten 
verabschiedet werden und geht 
somit zurück an den Nationalrat.



TA / 20. Juni 2023

Die Renteninitiative fordert ein Renteneintrittsalter von 66 Jahren. 
Sie kommt nächstes Jahr ohne Gegenvorschlag zur Abstimmung
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10 22.054 Für eine sichere und nachhaltige Altersvorsorge (Renteninitiative). Volksinitiative

 Die Renteninitiative der Jungfreisinnigen sieht 
vor, dass das Renteneintrittsalter in einem 
ersten Schritt auf 66 Jahre angehoben wird und 
danach periodisch an die Lebenserwartung an-
gepasst wird. Es beschäftigten sich beide Räte 
in der Session mit der Initiative und einem 
allfälligen Gegenvorschlag. 

 Der Ständerat lehnte die Initiative und einen 
Gegenvorschlag ab. 

 Danach gab es im Nationalrat einen knappen 
Entscheid, die gesundheitspolitische 
Kommission zu beauftragen, eine 
Schuldenbremse für die AHV auszuarbeiten. In 
der gesundheitspolitischen Kommission kam es 
jedoch zu keiner Einigung. Am Ende folgte der 
Nationalrat dem Ständerat und lehnt sowohl die 
Initiative als auch die Ausarbeitung eines 
Gegenvorschlags klar mit 133 zu 40 Stimmen 
bei 16 Enthaltungen ab.
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Zahlreiche weitere Geschäfte wurden behandelt (1/13):
Finanzpolitik
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 Die ordentliche Rechnung 2022 (23.003) schliesst mit einem Finanzierungsdefizit von 4,3 
Milliarden Franken ab. Erstmals seit 2005 weist die Rechnung wieder ein strukturelles 
Defizit (-1,6 Mrd.) aus. Die SVP-Fraktion hat die Staatsrechnung 2022 im Nationalrat 
geschlossen abgelehnt, alle anderen Parteien winkten das massive Defizit durch.

Grösstes Defizit 
seit 2005 

Diverse weitere Geschäfte11

 Der Bundesrat wird beauftragt, das Bundespersonalrecht dahingehend anzupassen, dass 
die Sätze der Altersgutschriften das gesetzliche Minimum um nicht mehr als 5 Prozent 
übersteigen. Der Nationalrat hat den Vorstoss der SVP-Fraktion deutlich mit 108 zu 75 
Stimmen angenommen. Die Vorlage (22.3960) geht nun weiter in den Ständerat.

Begrenzung PK-
Leistungen für 

Bundespersonal

 In diesem Vorstoss der ständerätlichen Finanzkommission (22.4273) wird der Bundesrat 
beauftragt, eine Überprüfung der staatlichen Aufgaben und Leistungen in die Wege zu 
leiten. Dabei sollen alle gebundenen und ungebundenen Ausgaben einer Überprüfung 
unterzogen werden. Parallel dazu sind auch die Personalaufwände zu prüfen. Der 
Ständerat hatte das Geschäft bereits in der Frühjahrsession angenommen, der Nationalrat 
folgte nun mit einer deutlichen Mehrheit von 121 zu 67 Stimmen.

Überprüfung der 
staatlichen 

Aufgaben und 
Leistungen 

 Der Bundesrat wird beauftragt dafür zu sorgen, dass die Aufteilung der Beiträge in der 
Beruflichen Vorsorge zwischen Arbeitnehmer und Arbeitgeber im Verhältnis 45% zu 55% 
liegt. Der Nationalrat hat den Vorstoss der SVP-Fraktion deutlich mit 115 zu 70 Stimmen 
angenommen. Die Vorlage (22.3959) geht nun weiter in den Ständerat.

Anpassung 2. 
Säule 

Bundespersonal
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Zahlreiche weitere Geschäfte wurden behandelt (2/13):
Staatspolitik
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 Der Ständerat bestätigt zu viele Ausnahmen im Bundesgesetz über das 
Gesichtsverhüllungsverbot (22.065). Damit wird es möglich sein, das Gesicht in 
Gemeinschaftsbereichen von Gebäuden sowie bei Veranstaltungen zu verbergen. 
Vergeblich erinnerte Marco Chiesa (SVP/TI) daran, dass diese Ausnahmen den 
Geltungsbereich des Gesetzes entgegen dem Volkswillen weitgehend einschränken 
würden. In der Gesamtabstimmung nahm der Ständerat mit 36 zu 8 Stimmen die Vorlage 
an, der damit in den Nationalrat geht.

Ständerat lässt 
bei Verhüllungs-
verbot zu viele 
Ausnahmen zu

Diverse weitere Geschäfte11

 Der Ständerat lehnt es mit 24 zu 18 Stimmen bei 1 Enthaltung ab, auf die 
Regulierungsbremse einzutreten (22.083). Ohne Erfolg plädierte Ständerat Werner 
Salzmann (SVP/BE) dafür, dass übertriebene Regulierungen die Schweizer Unternehmen 
50 Milliarden pro Jahr kosten. Unnötige Regulierungen bremsen die Produktivität und 
mindern die Attraktivität unseres Finanzplatzes. Das Geschäft geht an den Nationalrat, der 
entscheiden muss, ob er auf die Vorlage eintreten will oder nicht.

Ständerat will 
keine 

Regulierungs-
bremse

 Der Ständerat will, dass Frauen nach der Geburt eines Kindes auf allen politischen 
Legislativebenen ihre Mandate während des Mutterschaftsurlaubs wahrnehmen können, 
ohne dadurch den Anspruch auf die Mutterschaftsentschädigung und den Mutterschutz 
aus der beruflichen Tätigkeit zu verlieren. Der Ständerat nimmt die Vorlage mit 28 zu 3 
Stimmen bei 2 Enthaltungen an (19.311; 20.313; 21.311; 20.323).

Mutterschafts-
urlaub trotz 

politischer Arbeit
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Zahlreiche weitere Geschäfte wurden behandelt (3/13):
Migrationspolitik
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 Mit 24 zu 9 Stimmen bei 3 Enthaltungen hat der Ständerat beschlossen, keine 
Lösungsvorschläge für die Anwendung der vom Volk am 9. Februar 2014 angenommenen 
Volksinitiative gegen die Masseneinwanderung zu prüfen. Das abgelehnte Postulat 
(23.3434) wollte den Bundesrat beauftragen, dem Parlament in einem Bericht neue 
Lösungsansätze zur Umsetzung von Artikel 121a der Bundesverfassung aufzuzeigen. 
Ständerat Thomas Minder (SVP/SH) forderte erfolgslos, dass die Schweiz keine neuen 
völkerrechtlichen Verträge abschliessen darf, welche Artikel 121a widersprechen.

Volkswillen soll 
nicht umgesetzt 

werden

Diverse weitere Geschäfte11

 Mit 23 zu 20 Stimmen bei 1 Enthaltung gab der Ständerat einer parlamentarischen 
Initiative aus den Reihen der SP (20.451) Folge, welche die Ausweisung von Ausländern 
wegen Sozialhilfeabhängigkeit verbieten will, wenn jemand zehn oder mehr Jahre in der 
Schweiz gelebt hat. Selbst wenn ein betroffener Ausländer dauerhaft von der Sozialhilfe 
abhängig ist, soll seine Aufenthaltsbewilligung nicht mehr aus diesem Grund widerrufen 
werden können. Die Kantone werden nicht mehr in der Lage sein, eine 
Interessenabwägung im Einzelfall vorzunehmen, was dem Grundsatz des Föderalismus 
widerspricht. Als nächstes wird nun die nationalrätliche Kommission eine Vorlage 
ausarbeiten.

Ausländer sollen 
trotz Sozialhilfe-
abhängigkeit in 

der Schweiz 
bleiben dürfen
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Zahlreiche weitere Geschäfte wurden behandelt (4/13):
Aussenpolitik
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 Der Bundesrat sollte nach dem Willen der Aussenpolitischen Kommission des 
Nationalrates dem Parlament ein Unterstützungsprogramm für die Ukraine vorlegen, das 
über die nächsten fünf bis zehn Jahre einen Betrag von mindestens 5 Milliarden Franken 
gekostet hätte. Angesichts der prekären Lage des Bundeshaushalts eine überrissene 
Forderung. Der Nationalrat hat das Ansinnen auch dank der geschlossenen SVP-Fraktion 
knapp versenkt (23.3437; 23.3056).

Nein zu 5-
Milliarden-

Programm für 
Ukraine

Diverse weitere Geschäfte11

 Ein Ergänzungsbericht zur aussenwirtschaftlichen Strategie soll die wirtschaftspolitischen 
Auswirkungen des «US-Inflation Reduction Act» und des «europäischen Industrieplans für 
den grünen Deal» (Netto-Null-Industrie-Gesetz, Europäischer Souveränitätsfonds, etc.) 
aufzeigen. Insbesondere sollen die positiven und negativen Auswirkungen und die 
möglichen strategische Antworten für die schweizerische Aussenwirtschaftspolitik und für 
die schweizerische Standort- und Klimaschutzpolitik dargelegt werden. Das Postulat 
(23.3013) wurde vom Nationalrat gegen den Willen der SVP-Fraktion angenommen.

Ergänzungs-
bericht zur 

aussen-
wirtschaftlichen 

Strategie 
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Zahlreiche weitere Geschäfte wurden behandelt (5/13):
Umweltpolitik
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 Der Ständerat tritt mit 28 zu 14 Stimmen bei einer Enthaltung nicht auf den indirekten 
Gegenvorschlag zur Biodiversitäts-Initiative ein (22.025). Eine Mehrheit fand, der 
Gegenvorschlag sei unklar und unnötig. Der indirekte Gegenvorschlag geht damit zurück 
an den Nationalrat, welcher ihm im Herbst 2022 zustimmte. Ein von der ständerätlichen 
Kommission angeforderter Bericht zeigte auf, dass die Biodiversitätsflächen bereits heute 
23,4 Prozent der Schweizer Fläche ausmachten und 2030 voraussichtlich 28 Prozent. 
Das Ziel von 30 Prozent Biodiversitätsflächen in der Schweiz ist somit gemäss der 
internationalen Montreal-Kunming-Übereinkunft mit den bestehenden Instrumenten 
erreichbar.

Ständerat tritt 
nicht auf 

indirekten 
Gegenvorschlag 

zur 
Biodiversitäts-

initiative ein

Diverse weitere Geschäfte11

 Die mit 112 zu 76 Stimmen bei 2 Enthaltungen abgelehnte Motion von SVP-Nationalrat 
Nicolet (21.4017) wollte, dass sowohl Jagdgesetz wie auch die Verordnung derart 
angepasst werden, dass der Abschuss von erwachsenen und jungen erwachsenen Wölfe 
nach nachgewiesenen Angriffen erlaubt ist und die Kompetenz zur Bewilligung von 
Abschüssen den Kantonen überlassen wird.

Nein zu 
„Wolfs-

management“

 Schweizer Kraftwerke und Strom- und Gasnetze sollen nur unter eng definierten 
Bedingungen ins Ausland verkauft werden dürfen (16.498). Mit 120 zu 72 Stimmen bei 
einer Enthaltung sprach sich der Nationalrat für eine Änderung der «Lex Koller» aus. 
Hinter die Vorlage stellte sich eine Allianz von SVP, SP und Grünen. Hintergrund der 
Vorlage waren Pläne einiger Stromkonzerne, Teile ihrer Infrastruktur ins Ausland zu 
verkaufen. Die Vorlage geht nun an den Ständerat. 

Kein Ausverkauf 
der Kraftwerke 
und Strom- und 

Gasnetze ins 
Ausland
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Zahlreiche weitere Geschäfte wurden behandelt (6/13):
Verkehr und Energie

25

 Der Bundesrat will die Rollende Landstrasse (RoLa) noch bis 2026 mit jährlich rund 20 
Millionen Franken fördern (22.064). Die finanzielle Unterstützung der RoLa war stets nur 
als Anschub- respektive Übergangsfinanzierung gedacht. Darüber hinaus war die RoLa
lediglich als Ergänzung zum unbegleiteten kombinierten Verkehr gedacht, welcher die 
Hauptlast der Verkehrsverlagerung trägt. Der Nationalrat hat die Vorlage in der 
Frühjahrssession 2023 angenommen und den Weiterbetrieb gar bis 2028 verlängert, der 
Ständerat hat dies nun bestätigt.

Rollende 
Landstrasse wird 
weiter bis 2028 
subventioniert

Diverse weitere Geschäfte11

 Der Nationalrat hat eine parlamentarische Initiative (22.414) abgelehnt, die das 
Beschwerderecht für Umweltschutz- und Heimatschutzorganisationen einschränken wollte 
um damit die Errichtung von Anlagen zur Nutzung erneuerbarer Energien zu 
beschleunigen. Das Geschäft ist nun vom Tisch.

Beschwerde-
recht für Umwelt-
& Heimatschutz

 Dank der SVP wurde im Nationalrat eine Motion (22.3718) angenommen, welche die 
Hersteller von Fotovoltaikmodulen verpflichtet anzugeben, wo die Solarzellen, aus denen 
ein Modul besteht, hergestellt wurden. Das geltende Gesetz schreibt vor, dass die 
Herkunft eines industriellen Produkts dem Ort entspricht, an dem mindestens 60 Prozent 
der Herstellungskosten anfallen. Bei Solarmodulen entspricht dies oft dem Ort, an dem die 
Solarzellen zusammengesetzt werden Das wesentliche und grundlegende Element eines 
Moduls sind jedoch die Solarzellen. Daher wird verlangt, dass die Verkäuferin verpflichtet 
wird, die Herkunft der Solarzellen anzugeben, damit die Kundin oder der Kunde alle 
Informationen hat, die sie oder er braucht, um sich für ein Produkt zu entscheiden. Das 
Geschäft geht nun an den Ständerat.

Mehr 
Transparenz bei 

Herkunft von 
Fotovoltaik-

modulen
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Zahlreiche weitere Geschäfte wurden behandelt (7/13):
Gesundheit

26

 Eine Kommissionsmotion der gesundheitspolitischen Kommission verlangt, dass 
Kaderlöhne bei Krankenversicherer maximal 250'000 Franken pro Jahr betragen dürfen. 
Für Verwaltungs-ratsmitglieder wird die Entschädigung bei 50'000 Franken gedeckelt. 
Hinter dem Hintergrund immer stärker steigender Krankenkassenprämien setzt die Motion 
ein wichtiges Zeichen, dass man Kosten senken will und bereit ist Druck auf die 
Versicherer auszuüben. Der Nationalrat hat die Motion mit 113 zu 74 Stimmen und 2 
Enthaltungen angenommen. Der Ständerat hat die Motion nun oppositionslos versenkt. 
Das Geschäft ist somit erledigt. 

Nein zur 
Deckelung der 
Managerlöhne 

bei 
Krankenkassen

Diverse weitere Geschäfte11
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Zahlreiche weitere Geschäfte wurden behandelt (8/13):
Arbeitsmarkt

27

 Die Motion der WAK-N (22.3865) wollte die freiwillige Erwerbstätigkeit nach Erreichen des 
ordentlichen Rentenalters fördern. Dabei hätte der Bundesrat, Massnahmen treffen sollen, 
damit Rentner, die nach dem Erreichen des ordentlichen Rentenalters weiterhin einer 
Erwerbstätigkeit nachgehen, steuerlich begünstigt werden. Damit hätte der 
Fachkräftemangel entschärft werden können. Nachdem die grosse Kammer das Anliegen 
unterstützte, lehnte es der Ständerat hauptsächlich wegen verfassungsrechtlichen 
Bedenken einstimmig ab. Die Motion ist somit vom Tisch. 

Keine Förderung 
der freiwilligen 

Erwerbstätigkeit 
nach Erreichen 

des Rentenalters

Diverse weitere Geschäfte11

 Eine parlamentarische Initiative (16.414) verlangte eine Überarbeitung des Arbeits-
gesetzes mit dem Ziel, dieses flexibler und an die heutigen Bedürfnisse der Arbeitnehmer 
anzupassen. Insbesondere sollten die heute starren Arbeitszeitvorschriften flexibilisiert 
werden, ohne dass die Arbeitszeiten erhöht oder die Schutzbedürfnisse der 
Arbeitnehmenden tangiert werden. Da sich die Sozialpartner nicht auf die Änderung des 
Gesetzes einigen konnten und zwischenzeitlich eine Verordnungsänderung für die 
Mitarbeiter der Branchen der IT-Betriebe sowie Dienstleistungsbetriebe in den Bereichen 
Wirtschaftsprüfung, Treuhand und Steuerberatung eine flexiblere Arbeitszeitgestaltung mit 
sich brachte, wurde die Initiative abgeschrieben. 

Teil-
flexibilisierung 

des Arbeits-
gesetzes auf 

Verordnungsweg 
umgesetzt

 Die Umsetzung der Motion von SVP-Nationalrätin Sandra Sollberger soll die 
Regulierungsdichte für Unternehmen senken. Die Vorlage (22.082) sieht die Einführung 
von Regulierungsgrundsätzen vor, sowie die Verbesserung der Abschätzung der 
Regulierungskosten. Schliesslich soll ein Monitoring über die Regulierungsbelastung 
eingeführt werden. In der Gesamtabstimmung wurde das Projekt mit 28 zu 9 Stimmen bei 
4 Enthaltungen angenommen. Damit geht die Vorlage an den Nationalrat. 

Ja zum 
Unternehmens-

entlastungs-
gesetz
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Zahlreiche weitere Geschäfte wurden behandelt (9/13):
Wirtschaftspolitik

28

 Die bundesrätliche Vorlage (22.058) hat zum Ziel, die Effizienz der Grenzprozesse zu 
steigern und die Sicherheits- und Vollzugsaufgaben des Bundesamtes für Zoll und 
Grenzsicherheit (BAZG) zu harmonisieren, indem sie rechtliche Grundlagen für die 
Digitalisierung sowie für die Vereinfachung und Vereinheitlichung des Vollzugs von 
abgabe- und nichtabgaberechtlichen Erlassen schafft. Unverändert sollen die die 
Aufgaben des BAZG sowie die Verteilung der Zuständigkeiten zwischen Bund und 
Kantonen bleiben. Die grosse Kammer entschied sich mit 100 zu 78 Stimmen bei 9 
Enthaltungen der vorberatenden Kommission grünes Licht für die Detailberatung zu 
geben. 

Modernisierung 
des Zollwesens 

Diverse weitere Geschäfte11

 Bisher konnte der Bund im Rahmen der Neuen Regionalpolitik (NRP) nur zinsgünstige 
oder zinslose Darlehen für die Finanzierung von Infrastrukturvorhaben gewähren. Im 
Hinblick auf das nächste NRP-Mehrjahresprogramm (2024–2031) sollen neu kleine 
Infrastrukturvorhaben in beschränktem Ausmass auch mit A Fonds-perdu-Beiträgen 
unterstützt werden können (23.029). Es wird mit einem jährlichen Volumen von 1.5 
Millionen Franken Bundesausgaben gerechnet. Die Vorlage wurde von der grossen Kam-
mer mit 123 zu 62 Stimmen bei 1 Enthaltung gutgeheissen. 

Neues 
Instrument zur 

regionalen 
Förderung von 

Projekten

 Mit der „Standortförderung 2024-2027“ (23.028) stimmte der Ständerat sechs 
Finanzierungsbeschlüssen zur Finanzierung der Standortpromotion, der Exportförderung, 
von Innotour, der E-Government-Aktivitäten zugunsten der KMU, der Finanzhilfe an 
Schweiz Tourismus und der Einlage in den Fonds für Regionalentwicklung in der Höhe 
von insgesamt 646,13 Millionen Franken zu. Einstimmig nahm der Ständerat die Vorlage 
und die jeweiligen Finanzierungsbeschlüsse an. Die Vorlage geht nun in den Nationalrat. 

Staatliche 
Standort-
förderung 
2024-2027 
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Zahlreiche weitere Geschäfte wurden behandelt (10/13):
Gleichstellungspolitik

29

 Die Lohngleichheitszahlen basieren oft auf unvollständigen Daten. Insbesondere werden 
die Ursachen für den "unerklärten" Teil des Lohngefälles nie im Detail untersucht, obwohl 
gerade diese für das Finden von Verbesserungen relevant sind. Eine Zürcher Studie zeigt 
beispielsweise, dass der Lohnunterschied zwischen alleinstehenden Männern und Frauen 
extrem gering ist, und zwar unabhängig vom Alter, während die Universität St. Gallen 
herausgefunden hat, dass mehr als 99% der Unternehmen die Lohngleichheit einhalten. 
Mit 141 zu 21 Stimmen bei 8 Enthaltungen will der Nationalrat das Thema aufgreifen, um 
sich auf relevante Daten stützen zu können (22.4500).

Lohn-
unterschiede 

objektiv 
analysieren

Diverse weitere Geschäfte11

 Der Nationalrat möchte das Gleichstellungsgesetz ändern (23.3238), um sicherzustellen, 
dass Arbeitnehmer nicht aufgrund ihrer Geschlechtsidentität oder ihrer sexuellen Orien-
tierung diskriminiert werden dürfen. Zu diesem Zweck nimmt er einen rein populistischen 
Text der Grünliberalen Fraktion mit 120 zu 55 Stimmen bei 10 Enthaltungen an. Nur die 
SVP bekämpfte die unnötige Motion. Die Motion geht nun an den Ständerat.

Schutz der 
Geschlechts-

identität

 Die Linke forderte (22.4208; 23.3213) systematische Lohngleichheitsanalysen für 
Arbeitgeber, welche mehr als 50 Arbeitnehmende anstellen. Diese Analysen sollen vom 
Bund kontrolliert werden. Der Nationalrat lehnte die Motion mit 104 zu 81 Stimmen und 
der Ständerat mit 26 zu 14 Stimmen bei 2 Enthaltungen ab.

Nein zum 
Lohngleichheits-
analysenzwang

 Die Linke forderte (23.3248; 23.3226), dass der Bundesrat die Erwerbszeit auf 35 
Stunden pro Woche senken oder die 4 Tageswoche einführen solle. Nationalrat verwarf 
die Motion mit 119 zu 65 Stimmen bei 1 Enthaltung und der Ständerat mit 33 zu 6 
Stimmen bei 3 Enthaltungen.

Nein zur 35-
Stunden-Woche 
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Zahlreiche weitere Geschäfte wurden behandelt (11/13):
Steuern und Abgaben

30

 Der Bundesrat will E-Zigaretten und die nikotinhaltige Flüssigkeit der Tabaksteuer 
unterstellen (22.069). Bei Einweg-E-Zigaretten wird die Flüssigkeit ebenfalls der 
Tabaksteuer unterstellt, jedoch unabhängig davon, ob sie Nikotin enthält oder nicht. Dabei 
werden für nachfüllbare elektronische Zigaretten 20 Rappen je Milliliter und für 
elektronische Einwegzigaretten 1 Franken je Milliliter Steuern berechnet. Die SVP stimmte 
als einzige Partei Nein zur Einführung dieser neuen Steuer.

Nur SVP lehnt 
neue Steuer auf 
E-Zigaretten ab

Diverse weitere Geschäfte11

 Die linksgrüne Mehrheit versenkte mit 105 zu 84 Stimmen bei einer Enthaltung eine 
parlamentarische Initiative (22.469), welche forderte, die Radio- und Fernsehabgabe 
steuerlich von der direkten Bundessteuer abziehen zu können. Nur SVP und FDP wollten 
der Initiative Folge geben und die Last für die Steuerzahler lindern, welche in Zeiten der 
hohen Teuerung und dem daraus resultierenden Kaufkraftverlust leiden. 

Nein zur steuerl. 
Abzugsfähigkeit 
der Radio- und 
Fernsehabgabe

 Die Umsetzung der Motion von SVP-Nationalrätin Sandra Sollberger soll die 
Regulierungsdichte für Unternehmen senken. Die Vorlage (22.082) sieht erstens die 
Einführung von Regulierungs-grundsätzen vor. Zweitens werden verschiedene 
Prüfpflichten für die Bundesbehörden eingeführt, um weniger einschneidenden 
Regulierungen den Vorzug zu geben und «Entlastungsmassnahmen» vorzusehen. 
Drittens muss die Abschätzung der Regulierungskosten verbessert werden. Schliesslich
soll ein Monitoring über die Regulierungsbelastung eingeführt wer-den. In der 
Gesamtabstimmung wurde das Projekt mit 28 zu 9 Stimmen bei 4 Enthaltungen 
angenommen. Damit geht die Vorlage an den Nationalrat. 

Ja zum 
Unternehmens-

entlastungs-
gesetz
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Zahlreiche weitere Geschäfte wurden behandelt (12/13):
Landwirtschaft

31

 Die Motion (21.3770) fordert, dass analog den Meldeverfahren in Deutschland und 
Frankreich für Pflanzenstärkungs- und Pflanzenschutzmittel auf der Basis von natürlichen 
Produkten oder Rohstoffen, ein entsprechendes, spezifisches Verfahren einzuführen. Der 
Nationalrat hat die Motion einstimmig angenommen, diese geht nun weiter an den 
Ständerat.

Meldeverfahren 
für Pflanzenstär-

kungs- und 
-schutzmittel

Diverse weitere Geschäfte11

 SVP-Nationalrat Marcel Dettling fordert (21.3896) die Schaffung einer Grundlage im 
Landwirtschaftsgesetz, damit in der Tierverkehrsdatenbank das Schlachtgewicht und die 
Taxation gemäss CH-TAX der Tiere mit Einzeltieridentifikation (Tiere der Rinder-, Pferde-, 
Schaf- und Ziegengattung) erfasst und für die zwei letzten Besitzer des betreffenden 
Tieres einsehbar und abrufbar sind. Ebenso sollen diese Daten den Zuchtorganisationen 
der jeweiligen Tiergattung zur Verfügung stehen. Der Nationalrat hat die Vorlage gegen 
den Willen von FDP und GLP angenommen. Die Motion geht nun zum Ständerat. 

Transparenz in 
der Tierverkehrs-

datenbank

 Um sicherzustellen, dass der 15-Rappen-Zuschlag für verkäste Milch den 
Milchproduzenten zufliesst, will SVP-Nationalrat Jacques Nicolet diverse Anpassungen im 
Landwirtschaftsgesetz vornehmen (21.4124). Fehlen Richtpreise und Empfehlungen, so 
soll der Bundesrat den Mindestpreis für die entsprechende Milch festlegen. Zudem soll 
vom Bundesrat sichergestellt werden, dass den Produzenten jedes Jahr der Preis für die 
gesamte Menge an verkäster Milch und für jeden Abnehmer ausbezahlt wird. Die Vorlage 
wurde im Nationalrat mit 106 zu 64 Stimmen angenommen. Die Motion geht nun an den 
Ständerat. 

Rückgabe der 
Zulagen für 

verkäste Milch an 
Milch-

produzenten
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Zahlreiche weitere Geschäfte wurden behandelt (13/13):
Rechtsfragen & Sport
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 Der Nationalrat empfiehlt mit 140 zu 35 Stimmen bei 8 Enthaltungen die Ablehnung der 
Volksinitiative "Für Freiheit und körperliche Unversehrtheit" und will auch keinen Ge-
genvorschlag dazu (22.075). Unterstützung erhielten Initiative und Gegenvorschläge 
einzig aus der SVP-Fraktion. Die SVP wollte die Selbstbestimmung in Sachen Impfen 
oder in Bezug auf "jedes andere biomedizinische Verfahren" mit einem Gegenvorschlag 
aufnehmen. Ihre Anträge für einen direkten oder indirekten Gegenvorschlag wurden aber 
abgelehnt. Das Geschäft geht nun an den Ständerat.

Nein zur 
Volksinitiative 

«Für Freiheit und 
körperliche 

Unversehrtheit»

Diverse weitere Geschäfte11

 Originale von öffentlichen Urkunden sollen nach dem Willen des Parlaments künftig nicht 
mehr in gedruckter Form vorliegen müssen. Nach dem Ständerat hat nun auch der 
Nationalrat das Notariatsdigitalisierungsgesetz (21.083) im Grundsatz genehmigt. In der 
Schlussabstimmung nahm die grosse Kammer die Vorlage mit 142 zu 46 Stimmen bei 6 
Enthaltung respektive die kleine Kammer einstimmig mit 8 Enthaltungen an. 

Ja zum Notariats-
digitalisierungs-

gesetz

 Für sportliche Grossanlässe in den Jahren 2025 bis 2029 in der Schweiz kann der Bund 
71,65 Millionen Franken ausgeben (22.076). Nach dem Nationalrat hat sich auch der 
Ständerat grosszügig gezeigt und den vom Bundesrat beantragten Kredit um 25 Millionen 
Franken aufgestockt. Jakob Stark (SVP/TG) sprach sich erfolgslos gegen diese 25 
Millionen aus.

72 Millionen 
Franken für 

Sportanlässe in 
der Schweiz 
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Ein Besuch im Bundeshaus ist während den Sessionen jederzeit 
möglich – ich würde mich sehr darüber freuen!

Die nächsten Sessionen finden an folgenden Daten statt:
 Herbst 2023: 11. – 29. September 2023
 Winter 2023: 4. – 22. Dezember 2023

Ein Besuch im Bundeshaus ist wie folgt möglich:
 Als Gruppe bis max. 40 Personen:

– Anmeldung im Internet unter www.parlament.ch: 
Home > Services > Besuch im Parlamentsgebäude > Sessionsbesuche

– Für Rückfragen E-Mail an sessionsbesuche@parl.admin.ch oder Tel. unter +41 58 322 97 11
 Als Einzelperson oder zu zweit:

– E-Mail an mich
– Individueller Besuch im Bundeshaus inkl. Besuch der Wandelhalle

34
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Melden auch Sie sich an zum SVP Wahlauftakt vom Samstag, 26. 
August 2023 in der Swiss Life Arena an (Eintritt nur mit Ticket)!

36Anmeldung: https://www.svp.ch/wahlauftakt/

Swiss Life Arena – wir kommen!
„Ich erinnere mich gut an den 6. Oktober 2007, als ich am 

Marsch in Bern dabei war. Bis heute bin ich stolz darauf! Zwar 
war ich nur einer unter Tausenden. Aber es war einzigartig zu 

sehen, dass sich so viele Frauen und Männer aus dem ganzen 

Land für die gleichen Werte einsetzen wie ich. Wir waren Teil 

des Wahlerfolges!“ Deshalb werde ich beim Wahlauftakt 2023 
wieder dabei sein, wenn es heisst: WIR SIND VOLKSPARTEI!
Der Auftakt zu den Nationalratswahlen 2023 findet am Samstag, 
26. August in der Swiss Life Arena statt. Dort feiern wir mit ein 
Volksfest und zeigen unsere Partei. Keine andere Partei ist so 
breit aufgestellt wie die SVP, keine andere Partei verkörpert die 
schweizerischen Werte und Traditionen so stolz und konsequent 
wie wir. Mit uns feiern Albert Rösti, Guy Parmelin, Ueli Maurer, 
Christoph Blocher, Adolf Ogi und viele mehr. Deshalb kommt am 
26. August mit mir in die Swiss Life Arena und bringt eure 
Familie, Kolleginnen und Kollegen mit. Ich zähle auf jeden 
Einzelnen von euch! Es wird ein einmaliges Erlebnis. Ihr werdet 
stolz sein, beim Wahlauftakt 2023 dabei gewesen zu sein!
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Initiative «Keine 10-Millionen-Schweiz! (Nachhaltigkeitsinitiative)» 
wird im Juli 2023 lanciert – unterschreiben auch Sie!
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?
Haben Sie Fragen?


